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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der monatlichen 
Zuschläge zum Marktrichtpreis, zum Interventionspreis und zum Schwelienpreis 
für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1 973/1 974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge 2), 
insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
müssen der Markt richtp reis, der Interventionspreis 
und der Schwellenpreis für Olivenöl vom 1. Januar 
1974 an zehn Monate lang monatlich erhöht werden; 
diese Erhöhung muß für die drei Preise gleich sein. 

Diese monatlich gleichbleibenden Zuschläge wer- 
den unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Lagerkosten und Zinsen in der Gemeinschaft festge- 
setzt; es empfiehlt sich, die durchschnittlichen Lager- 
kosten unter Berücksichtigung der Kosten für die 
Lagerung des Öls in geeigneten Lagerräumen und 
der Kosten der für die einwandfreie Aufbewahrung 


des Öls erforderliche Behandlung festzusetzen; die 
Zinsen können auf der Grundlage eines durchschnitt- 
lichen Preises für Olivenöl in den Erzeugergebieten 
errechnet werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/74 wird die Höhe der 
in Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG vor- 
gesehen und ab 1. Januar 1974 anwendbaren monat- 
lichen Zinszuschläge auf 0,75 Rechnungseinheiten je 
100 kg festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG setzt der Rat jährlich den Betrag fest, um den 
der Marktrichtpreis, der Interventionspreis und der 
Schwellenpreis für Olivenöl ab 1. Januar jeden Jah- 
res zehn Monate lang monatlich erhöht werden. Die- 
ser Betrag muß für die drei Preise gleich sein. 

2. Die zu berücksichtigenden Elemente für die Fest- 
setzung der monatlichen Zuschläge sind die Lager- 
kosten und die Nutzungskosten, die auf den Wert 
des gelagerten Öles angewandt werden. 

Nach Prüfung dieser Elemente ergibt sich eine 
Erhöhung, insbesondere der Lagerkosten und des 
Wertes des Öles hinsichtlich der Gegebenheiten, die 
anläßlich der Festsetzung der augenblicklichen mo- 
natlichen Zuschläge berücksichtigt wurden. 

Die Kommission schätzt, daß eine Abweichung von 
0,67 bis 0,75 RE/100 kg der genannten Zuschläge aus- 
reichend sei, um die in Frage stehende Erhöhung 
auszugleichen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1)- 680 70 ~ E - 0125/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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